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Was mich zu meinem Thema führt, ist vor allem eines: Es war Frühjahr 1948, es war 
die Zeit der Währungsreform, und diese Währungsreform war ein ganz 
einschneidendes Ereignis. Nicht wegen des Geldwertes, der danach stabil war, 
sondern wegen der Entscheidungen, die im westlichen Teil Deutschlands diese 
Währungsreform begleiteten. Im Grunde unglaubliche Entscheidungen. Praktisch die 
Aufhebung der Rationierung an einem einzigen Tag. Mein Vater war damals der 
Vizepräsident des Zweizonen-Wirtschaftsrats im Westen, Sozialdemokrat, und ich 
sehe noch, wie er über den Briefen saß und auch Besuche kriegte von Hamburger 
Wählern, die zu ihm sagten: „Siehst du denn nicht, die Rationierung ist doch der 
Schutz der Armen. Wenn die aufgehoben wird, werden nur die Reichen davon 
profitieren, weil es ja nicht genug für alle gibt.“ Und er war überzeugt, dass das nicht 
passieren würde, sondern dass im Gegenteil durch die Aufhebung der Rationierung 
vielleicht ungeahnte Energien frei wurden. Ich glaube, dass zu dem Thema, über das 
ich ein paar Bemerkungen machen möchte, Gesellschaft und Demokratie in 
Deutschland, kaum ein Ereignis für das westliche Deutschland wichtiger war, als die 
Entscheidung, mit der stabilen Währung zugleich in eine Welt hineinzugehen, in der 
Menschen auf sich selber angewiesen sind, aber auch die Möglichkeiten haben, sich 
selber zu helfen. Es war der Anfang einer ganz eigenen, neuen Periode deutscher 
Gesellschaftsentwicklung. Ich gehörte zu denen, die in den 50er Jahren meinten, 
dass Konrad Adenauers Deutschland restaurativ war. Ich gehörte zu denen, die 
immer wieder die Adenauer-Regierung kritisiert haben. Nicht nur wegen des 
Personals, das sie zum Teil aus alten Beständen wieder aktiviert hatte, sondern auch 
wegen mancher Entscheidungen, die getroffen wurden. Ich war überaus kritisch und 
hoffte, dass es einmal eine wirkliche Veränderung gab. Und dann, Anfang der 60er 
Jahre, habe ich mir plötzlich die Frage gestellt: Haben nicht vielleicht manche der 
Veränderungen halb sichtbar, eher unterirdisch, hätte ich beinahe gesagt, 
stattgefunden, die ich erhofft habe? Hat sich nicht im westlichen Deutschland 
manches zutiefst verändert? Und ist nicht der Kern dieser Veränderungen die Abkehr 
von einer rein staatsbestimmten Wirtschaftsordnung, die Abkehr von der Erwartung, 
dass durch staatliche Einrichtungen Wohlstand und Freiheit geschaffen werden? Das 
war eine fast ketzerische Frage - jedenfalls unter meinen Freunden. Aber es war die 
Frage, die im Tiefsten für mich hinter der Entscheidung stand, Vorlesungen zu dem 
Thema Gesellschaft und Demokratie in Deutschland zu halten und dann ein Buch zu 
diesem Thema zu schreiben. Das Filmmuseum hat mich eingeladen, mit diesem 
Buch zu beginnen, aber dann ein bisschen in die nähere Gegenwart, vielleicht sogar 
die unmittelbare Gegenwart, hineinzukommen.  
 
Die Frage wird gestellt 
 
Ich habe mir die Frage gestellt - ich war ein relativ junger Professor der Soziologie in 
Tübingen - was muss eigentlich in einer Gesellschaft geschehen, damit 
demokratische Institutionen wirklich verankert sind? Wie muss eine Gesellschaft 
aussehen, in der die Demokratie Halt hat? In der also eine Wiederholung von 
Weimar vermieden werden kann? Und ich habe dazu ein paar Ideen entwickelt, die 
ich in aller Kürze in Erinnerung rufen möchte. Es waren im Kern vier Bereiche, die 
mich interessierten: 



1. Hat das Land den Sprung in eine moderne Gesellschaft geschafft, in der jeder 
Bürger gewisse Grundrechte hat? Gibt es also so etwas wie einen grundlegenden 
Bürgerstatus für alle, den es in Weimar nicht gab, in denen ständische und andere 
historische Unterschiede in starkem Maße nachwirkten. 
2. Wie geht dieses Land um mit den unter Menschen unvermeidlichen 
Interessengegensätzen, mit sozialen Konflikten? Ist es in der Lage, Konflikte sinnvoll 
zu regeln oder ängstigt es sich vor Konflikten, sucht es daher nach der einen 
endgültigen Lösung für die Auseinandersetzungen, die es unter Menschen immer 
geben wird?  
3. In welcher Form wird die Vielfalt der Meinungen auch dort repräsentiert, wo es 
öffentlich sichtbare Personen gibt? In welchem Maße sind die Führungsgruppen des 
Landes nicht etwa eine einzige Nomenklatura, nicht etwa eine einzige Elite, sondern 
eine in sich vielfältige Gruppe oder Kategorie, genauer gesagt, von bedeutenden und 
tonangebenden Menschen? 
4. In welchem Maße hat ein Land seine öffentlichen Tugenden, wie ich es genannt 
habe, entwickelt? In welchem Maße sind also die Bürger in der Lage und bereit, ihre 
Interessen auch auf dem Marktplatz der politischen Auseinandersetzung in der 
Öffentlichkeit zu vertreten? 
Das waren die großen Themenbereiche, und das alles, das muss ich dazu auch 
sagen - auch das ist ein Aspekt der deutschen Sozialentwicklung und der deutschen 
politischen Entwicklung - habe ich damals schon, 1965, aus einer leicht 
angelsächsischen Perspektive gesehen. Ich erwähne es, weil es manche unter Ihnen 
beschäftigen könnte. Ich bin da mitschuldig geworden an der Vorstellung, dass es 
vielleicht so etwas gab wie einen deutschen Sonderweg. Ich habe damals 
argumentiert, dass, gemessen an den großen Demokratien, Deutschland nur 
zögernd den Bürgerstatus entwickelt hat, Mühe hatte - und noch hat - im Umgang mit 
Konflikten, eben nicht die Vielfalt in seinen Führungsgruppen bewiesen hat, die nötig 
ist, und nicht die öffentlichen Tugenden gepflegt hat. Ich habe das behandelt aus der 
Perspektive meiner englischen Erfahrungen, auch damals schon. Im Nachhinein 
halte ich diese Sonderweg-Diskussion nicht für sonderlich fruchtbar und habe auch 
nicht die Absicht, sie heute Abend zu verfolgen,  also die Vorstellung, alle anderen 
sind normal und Deutschland ist einen eigenen Weg gegangen. Mein guter Freund 
Timothy Garton Ash hat vor kurzem einen Vortrag gehalten über das Thema, warum 
Großbritannien zu Europa gehört. Er hat große Mühe gehabt, seine These zu 
begründen, und hat dabei in sehr hübscher Weise immer wieder den britischen 
Sonderweg beschrieben und sogar ausdrücklich gesagt, sicher mit einem Blick auf 
mich, deutscher Sonderweg - im Grunde ist der britische Sonderweg viel 
eigentümlicher. Und er hat daran erinnert, dass vor kurzem eine öffentliche 
Diskussion stattgefunden hat. In Großbritannien gehen solche Diskussionen oft über 
Behauptungen, am Ende wird abgestimmt, wer dieser oder jener Meinung ist, und die 
Behauptung, die dieser Diskussion in Großbritannien zugrunde lag, war, dieses Haus 
ist der Meinung, dass der Kanal breiter ist als der Atlantik. Und nicht ganz 
unerwarteterweise war eine Mehrheit in der Tat der Meinung, dass der Atlantik, wie 
man manchmal in England sagt, ja nur ein Teich ist, aber der Kanal, der Ärmelkanal,  
ein riesiger Abstand zwischen Großbritannien und Europa. Denn das sagen die 
Menschen nach wie vor, wenn sie nach Frankreich oder Deutschland in die Ferien 
fahren: „I’m going to Europe this summer“, ich fahre diesen Sommer nach Europa. 
Also, Sonderwege gibt es überall, und ich will hier keineswegs die These pflegen und 
entwickeln, dass Deutschland einen Sonderweg gegangen ist. Es gibt viele Wege in 
die moderne Welt, der deutsche Weg ist nur einer. Auch wenn deutlich werden wird, 
dass ich nach wie vor irgendwo eine gewisse Präferenz für den angelsächsischen 



oder jedenfalls für den englischen, den britischen Weg habe. Aber lassen Sie mich 
zurückkehren zu den sozialen Grundlagen demokratischer Entwicklung und 
wenigstens einige davon noch einmal aufnehmen.  
 
Bürgerstatus und Modernität 
 
Die Frage des Staatsbürgerstatus, also einer modernen Grundposition für alle 
Menschen in einer Gesellschaft, die sie herauslöst aus überlieferten Abhängigkeiten, 
ist heute in Deutschland ebenso wenig ein Problem wie in den meisten anderen 
europäischen Ländern. Ich glaube, die Frage der Modernität, die sich in den 60er 
Jahren gerade noch stellte, ist schlicht beantwortet. Das war für Deutschland nicht 
selbstverständlich. Das kaiserliche Deutschland hat eine ganz andere industrielle 
Revolution erlebt, um den Titel eines Buches des amerikanischen Soziologen 
Thorstein Veblen zu paraphrasieren, es hat eine ganz andere Form der 
Modernisierung vorgebracht, als das in Frankreich oder in Schweden oder in 
Großbritannien der Fall war. Aber das ist Geschichte. Deutschland ist im Hinblick auf 
Modernität heute wie andere in der modernen Welt, d.h. ein Land, in dem Menschen 
viele ihrer traditionellen Bindungen eingebüßt haben bzw. in denen diese Bindungen 
stark gelockert sind. In dem es einen beträchtlichen Individualismus gibt, in dem es 
Bürgerrechte gibt und in dem es bürgerliche Teilnahmemöglichkeiten gibt, mit allen 
Einschränkungen und Begrenzungen, die sich überall finden. In dieser Hinsicht ist 
über Gesellschaft und Demokratie in Deutschland heute nichts Zentrales mehr zu 
sagen. Damit fällt übrigens eine der Thesen meines Buches von 1965, denn gerade 
vor 40 Jahren habe ich dieses Buch über Gesellschaft und Demokratie zum ersten 
Mal veröffentlicht. Der Autor ist der Meinung, dass in diesen 40 Jahren sich vieles 
verändert hat - und dabei rede ich zunächst nur vom westlichen Deutschland und bin 
mir sehr wohl dieser Beschränkung bewusst. Ein zweites Thema ist aber unverändert 
ein großes Thema. Das ist das Thema des Umgangs mit Konflikt. 
 
Umgang mit Konflikten 
 
Das ist ein eigentümliches deutsches Thema, wie es auf andere Weise ein 
eigentümliches britisches oder amerikanisches Thema ist. Ich sagte, dass das Buch 
über Gesellschaft und Demokratie in Deutschland 1965 erschienen ist. Das war 
sozusagen am Vorabend der ersten großen Koalition. Schon gab es eine 
beträchtliche Diskussion über die Möglichkeit einer großen Koalition. Der damalige 
Bundespräsident Lübke war ein großer Freund der Vorstellung, dass diese Parteien 
doch zusammen kommen sollten und es doch lassen sollten, sich dauernd zu 
streiten. Sie sollten stattdessen lieber gemeinsame Sache machen im Interesse des 
Landes, das würde sicher allen nützen. Es gab viele im Lande, die fanden das auch. 
Heute, am Vorabend - möglicherweise - der zweiten großen Koalition, ist dieser 
allgemeine Wunsch vielleicht nicht ganz so ausgeprägt, aber verbreitet ist in 
Deutschland nach wie vor die Vorstellung, dass es doch eigentlich keine schlechte 
Sache ist, wenn die großen Parteien sich zusammentun und zum Wohl des Ganzen 
gemeinsam regieren. Das sieht man ja bis in die Institutionen hinein. Dies ist jetzt die 
aktuellste Bemerkung, die ich mache, aber ich will sie einmal machen, weil an ihr 
etwas Grundsätzlicheres deutlich wird: Viele wissen nicht, dass die britischen Wahlen 
im Mai dieses Jahres und die deutschen Wahlen im September ein fast identisches 
Ergebnis hatten. In beiden Fällen hatte die stärkste Partei 35% der abgegebenen 
Stimmen, in beiden Fällen lag die zweitstärkste Partei ein oder zwei Prozent dahinter. 
In beiden Fällen hatten also die beiden großen Traditionsparteien zusammen keine 



70%. Für das Folgende ist es übrigens nicht ganz unwichtig zu sagen, ein 
Unterschied bestand darin, dass in Großbritannien die Wahlbeteiligung wesentlich 
niedriger war. Ich habe heute gelesen, dass SPD und CDU in Deutschland 
zusammen immer noch 53% aller Wahlberechtigten hinter sich hatten. Labour und 
Konservative, und da müssen sie sich festhalten, aber sie müssen es mir schon 
glauben, hatten zusammen 38% aller Wahlberechtigten. Aber zurück zu dem 
Prozentsatz derjenigen, die sich an der Wahl beteiligt haben, also ganz ähnlich 35% 
und 34% oder 33% für die großen Parteien. Was ist in Großbritannien geschehen? 
Dank des Wahlsystems hat dieses Ergebnis dazu geführt, dass die Labour Party, die 
im britischen Fall die etwas stärkere war, eine Mehrheit von 66 Sitzen im britischen 
Parlament hat. Also 66 Sitze mehr als alle anderen Parteien zusammen. Eine satte 
Mehrheit, würde man sagen. Herr Blair sagt es nicht, weil er sich seiner eigenen 
Abgeordneten nicht mehr so sicher sein kann im Augenblick. Aber eine satte 
Mehrheit zumindest im demokratischen Prozess. Und, meine Damen und Herren, 
keiner hat eine öffentliche Diskussion losgetreten darüber, dass dies in irgendeinem 
Sinne unerträglich sei. Vielmehr wird akzeptiert, dass das Wahlsystem - das Ein-
Mann oder Frau-Wahlsystem im Wahlkreis - dazu führt, dass es eine klare 
Regierungspartei gibt und eine klare Opposition. Und in der Tat geht man davon aus, 
dass die Regierungspartei deutliche Akzente setzt, dass sie Gesetze erlässt, die 
unter Umständen weit reichende Folgen haben, dass sie, um den deutschen 
Ausdruck zu verwenden, Reformen durchsetzt, wo immer das nötig ist. Und dass die 
Opposition sie dabei täglich herausfordert. Wobei die Herausforderung der 
Opposition desto wirksamer ist, je mehr man annehmen kann, dass bei der nächsten 
Wahl diese Opposition unter Umständen die Regierung bildet. Das ist eine 
konfliktbezogene politische Konstruktion. Das ist ein Verständnis von Institutionen, 
das darauf beruht, dass die einen in der Lage sein sollen, das zu tun, was sie im 
Wahlkampf zugesagt haben, und die anderen in der Lage sein sollen, das ständig 
herauszufordern. Der Konflikt ist eingebaut in das System. Er ist sogar eingebaut in 
die Sitzordnung des Parlaments, in dem bekanntlich die beiden Parteien sich 
gegenübersitzen. Und die erste Bank der beiden Parteien ist traditionsgemäß genau 
zwei Schwertlängen voneinander entfernt, so, dass sie gerade einander nicht 
erschlagen können, ohne eine rote Linie im Teppich zu übertreten. Das heißt, sie 
sind sehr nah beieinander, es gibt nicht den vornehmen Abstand der Regierung vom 
Parlament, sondern es gibt die front benches, die ersten Bänke, die sich 
gegenübersitzen und konfrontieren.  
 
Konflikt als Prinzip des Fortschritts 
 
Das ist für Deutschland, übrigens auch für andere kontinentaleuropäische Länder, 
eigentlich nie kennzeichnend gewesen. Und in Deutschland insbesondere ist immer 
gegenüber solchen konfliktbezogenen politischen Konzeptionen eine gewisse 
Distanz gepflegt worden, oder anders formuliert, in Deutschland ist es nach wie vor 
eine der Kernvorstellungen, dass es irgendwo doch eine Wahrheit geben muss. Und 
dass irgendwie die Leute, indem sie zusammenarbeiten, diese Wahrheit und damit 
das Richtige finden sollten, dass also Wege gefunden werden müssen, um möglichst 
breite Koalitionen zustande zu bringen. Nun, welches der beiden Systeme in diesen 
Jahren besser ist, werden wir sehen. Man wird beiden einiges Glück auf ihren Weg 
wünschen. In meiner Analyse ist das englische oder britische Verständnis des 
Konfliktes darum vorzuziehen, weil zur Demokratie immer auch gehört, dass Dinge 
sich verändern können, dass sie sich bewegen können. Und das ist sehr viel leichter, 
wenn man institutionell die Möglichkeit vorsieht, dass eine Gruppierung mal tun kann, 



was sie tun will und dass sie ständig durch die Opposition kontrolliert und vielleicht 
am Ende dann abgewählt wird. Aber ich sage das nicht, um irgendwelche bösen 
Wünsche einer neuen deutschen Regierung, wenn sie denn in der nächsten Woche 
zustande kommt, mit auf den Weg zu geben. Ich sage es, um zu vergleichen, wie 
unterschiedliche Einstellungen zu Konflikten zu unterschiedlichen politischen 
Systemen führen. Nur am Rande sei bemerkt, diese unterschiedlichen Einstellungen 
zu Konflikten sind natürlich nicht beschränkt auf das Parlament, sie sind nicht 
beschränkt auf die politische Auseinandersetzung, sie durchziehen das ganze Land.  
Ein weiteres Beispiel, dass bei einer ausführlichen Analyse genauere Betrachtung 
lohnte, wäre die Ordnung der industriellen Beziehungen. Und die Art und Weise, in 
der durch die Geschichte der Betriebsverfassung, die ja zurückreicht in die Anfänge 
der Weimarer Republik, und die Geschichte der Mitbestimmung, die zum Bestandteil 
der westdeutschen Bundesrepublik geworden ist, im industriellen Bereich Konflikte 
kaschiert werden, verborgen werden, versteckt werden. Bis hin zu dem Punkt, an 
dem es dann wirklich etwas gibt, was man heute zögert, mit dem deutschen Wort zu 
benennen, nämlich eine „Verhartzung“ der Verhältnisse. Es gehört in diese 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Einstellungen und dazugehörigen Institutionen, 
dass die Rolle des Staates oder vielmehr die Rolle der Bürgergesellschaft in 
verschiedenen Ländern durchaus unterschiedlich ist. Und hier liegt nun nach wie vor 
und vielleicht in verstärktem Maße ein deutsches Problem.  
 
Der Ruf nach dem Staat - ein deutsches Problem 
 
Ich fing an, von der Währungsreform zu reden und von Ludwig Erhard und dieser 
merkwürdigen Vorstellung, dass ja vielleicht ohne übermäßige Regelung am Ende 
alle besser dastehen. Dass also die Sorge unbegründet ist, dass man nur durch 
systematische Planung Menschen zu Wohlstand und Zufriedenheit führen kann. Das 
war in der Tat eine westdeutsche Erfahrung, und wenn Sie mir - und ich bin mir der 
möglichen Arroganz dieser Bemerkung durchaus bewusst - die Anmerkung 
gestatten: ich glaube, da liegt vielleicht die tiefste Differenz, gesellschaftlich gesehen, 
in den Erfahrungen, die Westdeutsche und Ostdeutsche in den Jahrzehnten nach 
1947/48 gemacht haben. Es gab im westlichen Deutschland eine Phase, in der 
Selbsttätigkeit, unternehmerische Einstellung, in der das Sich-nicht-Verlassen auf 
den Staat, sondern das Auf-sich-selber-Verlassen die wesentliche Wertvorstellung,  
der wesentliche praktische Wert der Menschen war. Und diese Phase wirkt nach. Sie 
wirkt nach, aber sie ist keineswegs mehr bestimmend und sie ist das schon lange 
nicht mehr. Hier hat die erste große Koalition im westlichen Deutschland, also haben 
die Entscheidungen der Jahre von 1966 bis 1969, manche Verantwortung. Es sind 
dies Jahre gewesen, in denen durch eine Regierung die staatlichen Institutionen 
wesentlich an Bedeutung gewonnen haben. Jahre, die auch den Anfang markieren 
für eine ganze Fülle von Entscheidungen und Maßnahmen, die diese staatlichen 
Institutionen und nicht zuletzt den Wohlfahrtsstaat an einen Punkt gebracht haben, 
an dem es schwierig, wenn nicht unmöglich wird, die Versprechungen einzuhalten, 
die in die Institutionen in dieser Zeit eingebaut wurden. Zugleich ist in dieser Zeit das, 
was ich die Bürgergesellschaft nenne, nicht viel stärker geworden. Meine Damen und 
Herren, ich spreche von der Bürgergesellschaft, weil ich in dem Ausdruck 
Zivilgesellschaft, der sich in Deutschland eingebürgert hat, etwas sehe, was mir nicht 
geheuer ist. Zivilgesellschaft im Deutschen, wenn mich nicht alles täuscht, ist ja eher 
zu sehen in Unterscheidung von militärischen Ordnungen. Es ist jedenfalls kein 
Begriff, der einen sofort daran erinnern würde, dass hier Bürger eigene Initiative 
ergreifen und dass es die Initiative der Bürger ist, die zu Fortschritten führt. Aber ich 



will jetzt hier keinen Begriffsstreit beginnen, sondern nur sagen, nach meinem Urteil 
hat die liberale Ordnung drei Bestandteile: die politische Demokratie, die 
Marktwirtschaft und die Bürgergesellschaft. Und die drei sind nicht etwa alle 
verbunden durch den Staat, ganz sicher nicht, die drei können vielmehr in hohem 
Maße unabhängig voneinander existieren. Insbesondere sehe ich die 
Bürgergesellschaft als die Welt, in der sich Menschen aus freien Stücken 
zusammentun, um gemeinsam etwas zu erreichen. Sie ist insofern nicht eine 
Ordnung, sondern – fast hätte ich gesagt – ein kreatives Chaos. Eine Vielfalt von 
Assoziationen, die unser Leben füllen und auch erfüllen. Eine Vielfalt von 
Assoziationen, die weder in wirtschaftliche Zwecke eingebunden sind, noch 
staatlicher Kontrolle und Organisation unterliegen. In gewisser Weise ist die 
Bürgergesellschaft - im Englischen wäre es die civil society - der tiefste 
gesellschaftliche Kern einer Ordnung, in der politische Demokratie dann auch 
gedeiht. In gewisser Hinsicht ist diese Bürgergesellschaft in Deutschland immer 
durchaus stark gewesen. Ich habe nie die Ironie geteilt, mit der viele über die so 
genannte Vereinsmeierei reden. Ich glaube, dass die Vereine und Assoziationen, die 
Menschen bilden, als Sphäre des täglichen Lebens, des normalen Lebens in einer 
freien Gesellschaft, sogar zentral sind. Die Schwierigkeit liegt in Deutschland eher 
darin, dass, wo immer die Bürgergesellschaft sich betätigt, der Ruf nach dem Staat 
nicht sehr weit ist. Dass viele derer, die einmal einen Verein bilden, bald sagen, 
mindestens die Gemeinde, vielleicht das Land, möglicherweise sogar der Bund, 
müsse ihnen irgendwelche Zuschüsse geben. Sie müssten irgendwie anerkannt 
werden und damit eingebunden werden in die offiziellere Welt der staatlichen 
Einrichtungen. Das aber ist eine höchst unvollkommene Bürgergesellschaft. Ich 
meine, dass der Schluss sich schwer abweisen lässt, dass in Deutschland die 
Bürgergesellschaft bis heute einfach zu nah am Staat ist und dass diejenigen, die die 
vielen Assoziationen tragen, zu rasch vom Staat reden und an den Staat denken und 
den Staat um Hilfe bitten. Es gibt ja den so genannten dritten Sektor der freiwilligen 
Vereinigungen und Institutionen. Wenn man sich diesen dritten Sektor in 
Deutschland betrachtet, ist er zum Teil fast nicht unterscheidbar von staatlichen 
Einrichtungen. Wer will schon noch sagen, ob das Deutsche Rote Kreuz eine 
freiwillige Assoziation von Bürgern ist, wenn man seine Funktionen und seine 
Funktionsweise betrachtet. Und dasselbe gilt auch für Caritas und für andere 
Organisationen in diesem Bereich. Oder der Stifterverband der deutschen Wirtschaft, 
eine an sich vorzügliche Einrichtung, die sozusagen die Gaben der Wirtschaft 
insbesondere für Wissenschaft und Forschung, auch für Kunst, bündelt, aber wenn 
man es genauer betrachtet, so bündelt, dass es dabei Abmachungen mit der 
Regierung gibt, die besagen, dass die Mittel, die an sich ja völlig private und 
freiwillige Mittel sind, in bestimmtem Umfange in Einrichtungen fließen, die staatlich 
sind oder jedenfalls im Kern vom Staat unterstützt werden, Max-Planck-Gesellschaft 
und andere mehr. Das sind alles vorzügliche Entwicklungen, aber nicht staatsfreie 
Entwicklungen. Das Bewusstsein, dass wir als Bürger doch unsere Welt selber 
gestalten und dass, wenn es uns hier und da an Geld fehlt, wir auf die Suche nach 
Geld gehen, aber nicht zur nächsten Behörde, das ist dem Denken in Deutschland, 
übrigens noch stärker in Frankreich, fremd. Was ich vorhin über den Sonderweg 
gesagt habe, war sehr ernst gemeint, ich schildere hier nicht eine rein deutsche 
Eigentümlichkeit, sondern eine, die in manchen kontinentalen Ländern vorhanden ist, 
nicht in allen, aber in manchen. Diese Bürgergesellschaft, die nicht auf eigenen 
Füßen steht, sondern sich anhängt an den Staat, scheint mir eine der nachhaltigen 
Schwächen der deutschen Gesellschaft, wenn es um die Erhaltung und Stärkung 
von Demokratie geht. Gerade hier, glaube ich, sind Änderungen dringend nötig. Und 



gerade aus dieser Ecke könnten Änderungen kommen, bei denen man mal nicht auf 
die Regierung blicken muss. In meinen ketzerischsten Momenten in den letzten 
Wochen habe ich mir manches Mal gedacht, ob es nicht für die deutsche Demokratie 
ganz gut ist, wenn sie mal ein paar Monate keine Regierung hat. Das ist der 
Fundamentalliberale, der zu ihnen spricht. Ich war ja ein paar Jahre 
Europakommissar und habe in Brüssel gelebt, und in Belgien war man sich ganz 
sicher, dass die beste Zeit für das Land immer die ist, wenn es ausgedehnte 
Regierungskrisen gibt, die sich über Monate hin nicht lösen lassen. Weil dann die 
Leute wenigstens nicht durch falsche Impulse vom Zentrum daran gehindert werden, 
das zu tun, was sie wirklich tun wollen. Aber das ist ja ein fast verbotener Gedanke in 
diesem Land.  
 
Öffentliche Tugenden 
 
Öffentliche Tugenden: das ist ein sehr wichtiges und kompliziertes Thema. Die 
Demokratie braucht Demokraten, gewiss. Aber sie braucht auch ein Verhalten der 
Bürger, und jetzt rede ich vom öffentlichen Raum, ein Verhalten der Bürger im 
öffentlichen Raum, das die Freiheit fördert. Es wird ja viel von Bürokratisierung 
gesprochen und viele beklagen, dass durch Bürokratisierung manches schwierig 
oder unmöglich wird. Wenn das bedeuten soll, dass es nach Meinung von Menschen 
zu viele Beamte gibt und dass man überall auf Bürokratien stößt, dann scheint mir, 
kann da nicht der Grund für die Klage liegen. Denn das gilt eigentlich in allen 
Ländern. Das gilt übrigens auch in den Vereinigten Staaten von Amerika. Aber es 
gibt bestimmte Aspekte des Verhaltens in öffentlichen Einrichtungen in Deutschland, 
die mich nachdenklich stimmen und die etwas zu tun haben mit dem Verhältnis von 
Gesellschaft und Demokratie. Ich bin nicht sicher, dass meine Beispiele ganz 
zureichend sind, aber ich habe an zwei persönlichen Erfahrungen in den letzten 
Jahren das festmachen können, wovon ich reden will.  
 
Spielraum britisch 
 
Deutsche Beamte, ich weiß nicht, ob das auch in Potsdam gilt, deutsche Beamte 
unterscheiden sich von ihren früheren Vorgängern in der Regel heute dadurch, dass 
sie viel freundlicher sind. Aber sie unterscheiden sich nicht darin, dass man leichter 
Entscheidungen aus ihnen herauskriegt. Das heißt, auf freundliche Weise geschieht 
im Kern genau dasselbe, was immer schon geschehen ist. Und das ist, wie ich es 
formulieren würde, ein etwas enges Festhalten an Texten, die es gibt, an 
Vorschriften, die es gibt, ohne die Fähigkeit, das eigene Urteil der Beamten ins Spiel 
zu bringen. Vielleicht ist Fähigkeit ein ungerechtes Wort, vielleicht: ohne die 
Tatsache, dass das eigene Urteil eingebracht wird. Ich habe vor kurzem die folgende 
Erfahrung gemacht. Meine Frau - wir haben erst vor relativ kurzer Zeit geheiratet – 
wollte ihren Namen in „Dahrendorf“ ändern. Es war ein beträchtliches bürokratisches 
Vergnügen. In Großbritannien dauerte es zehn Minuten, aber die Beamtin, die uns 
da bedient hat und übrigens aus Trinidad kam, hat gesagt: „Aber wenn sie jetzt das 
in Deutschland machen, werden sie Schwierigkeiten haben.“ Das wusste diese 
eingewanderte britische Beamtin sehr gut. Und es war auch so. Die größte 
Schwierigkeit entstand, als in der Scheidungsurkunde meiner Frau ihr Mädchenname 
etwas anders buchstabiert war, als in der Heiratsurkunde. In diesem Fall „Zöllner“ 
statt „Zöller“. Sie machen sich kein Bild, welches Vergnügen wir hatten, das sich über 
Monate hinzog, um richtig zu stellen, dass es sich dabei um dieselbe Person handelt. 
Ich will Ihnen die Details dieser Geschichte, die uns ja nicht wesentlich geschädigt, 



sondern nur ein bisschen belustigt hat, ersparen, aber was ich daran sagen will, ist, 
die englische Beamtin kann in einer solchen Lage sagen: „Was ist denn nun ihr 
Name?“ Und wenn dann die Antwort ist: „Zöller“, dann sagt sie, „gut, dann ist der 
Name Zöller.“ Es kann sein, dass sie dabei mal einen Irrtum begeht. Wenn sie das 
tut, schadet das aber ihrer Karriere nicht. Vielmehr gehört es mit zu dem Verständnis 
ihrer Position, dass sie gewiss in einem Rahmen, aber in diesem Rahmen, 
Ermessensentscheide fällen kann. Nach meinem Urteil, aus mancherlei Erfahrungen, 
ist die Schwierigkeit der Bürokratie in Deutschland, ich betone noch mal, nicht nur in 
Deutschland, aber in Deutschland, dass Beamte nicht ermuntert werden zu 
Ermessensentscheiden, sondern dass solche Ermessensentscheide ihnen eher 
schaden und dass sie daher versuchen, alles zu tun, um nicht für verantwortlich 
gehalten zu werden für einen Entscheid, der ja falsch sein kann. Falsch können alle 
menschlichen Entscheide sein. Und wir werden nie in einer Welt leben, in der alles 
immer richtig entschieden wird. Die Frage ist, wie man damit umgeht. Ich glaube, 
dass ein Land besser bedient ist, in dem dann nicht der Buchstabe der Verordnung, 
sondern die Überzeugung des Ermessensentscheidenden das letzte Wort hat.  
 
Spielraum deutsch 
 
Das ernstere Beispiel - und hier kommen wir in Bereiche hinein, die dann 
hochrelevant sind für das Verhältnis von Gesellschaft und Demokratie - ist im 
Wirtschaftsbereich. Ich habe vor einiger Zeit einmal die Idee gehabt, dass ich für 
mein freiberufliches Einkommen ein Unternehmen gründen will - ich glaube, in 
Deutschland wäre das eine Ich-AG gewesen, ich weiß es nicht -  ein Unternehmen, 
dem ich den Namen geben wollte Dahrendorf Ideas Ltd. Ich habe mit meinem 
Steuerberater darüber gesprochen und zu ihm gesagt: Aber eines muss ich Ihnen 
sagen, ich habe nicht die geringste Absicht, jetzt Monate lang zu warten, bis das 
über die Bühne ist. Das war an einem Dienstag. Darauf hat er zu mir gesagt: „Wann 
wollen sie das Unternehmen denn haben?“ Ich, ironisch: „Morgen natürlich.“ Dann 
hat er gesagt: „Ich glaube nicht, dass wir das bis morgen hinkriegen, aber ich denke, 
bis Donnerstag Abend schaffen wir es.“ Und, meine Damen und Herren, seit jenem 
Donnerstag gibt es das bedeutende Unternehmen Dahrendorf Ideas Ltd. Das heißt, 
in 48 Stunden waren alle Voraussetzungen für diese Unternehmensgründung 
geschaffen, am Freitag konnte man ins Company’s House gehen und sehen, dass 
das Unternehmen dort registriert ist. In Deutschland, das wissen manche von Ihnen 
nur zu gut, dauert das in der Tat Monate, wenn man Pech hat und auf dem Lande 
wohnt und die Behörden weit auseinander sind und man ein amtsärztliches Attest 
braucht für die Unternehmensgründung, ich weiß nicht, warum, und natürlich alle 
möglichen Urkunden, polizeiliche Führungszeugnisse und dergleichen mehr, ich 
glaube, mehr als ein Dutzend Bescheinigungen, die nur im günstigsten Fall in einem 
Behördenkomplex, dann auch nicht in einem Zimmer, zu haben sind, dann sieht 
man, wie hier fehlender Ermessensspielraum - das ist ja gar kein Zweifel, dass im 
britischen Fall Urteile gefällt worden sind, die nicht bis ins letzte durch Papier belegt 
sind - wie fehlender Ermessensspielraum eine Verengung der 
bürgergesellschaftlichen Möglichkeiten, vielleicht sogar der marktwirtschaftlichen 
Möglichkeiten zur Folge hat. Und hier liegt ein Bereich deutscher 
Gesellschaftstradition, der nach meinem Urteil durchaus veränderungsbedürftig ist, 
ohne dass es ganz leicht ist, zu sehen, wie diese Veränderung geschehen soll.  
 
Die sanfte Gefährdung der Demokratie 
 



Heißt das alles, dass die deutsche Demokratie gefährdet ist? Nein, ich glaube es 
nicht, ich werde ja gelegentlich gefragt, nicht in Deutschland, sondern im Ausland, ob 
denn, wenn irgendwas geschieht, das zu einer Gefährdung der Demokratie führt. Ich 
denke nein, davon rede ich nicht. Aber wohl rede ich davon, dass das, was ich 
andeutungsweise geschildert habe, dazu führen kann, dass sich bestimmte 
Verhältnisse so festzurren, dass man sie kaum noch auflösen kann. Das ist eine 
eigentümliche und beunruhigende Situation, denn Demokratie ist immer auch 
Veränderung ohne Gewalt. Demokratie heißt immer auch, dass es möglich ist, Neues 
zu tun, ohne auf die Straße zu gehen, Autos anzuzünden, ohne gewaltsame 
Auseinandersetzung zwischen verschiedenen Gruppierungen. Und da ist 
Deutschland, wie übrigens Frankreich, in einer Lage, in der das durch bestimmte 
institutionelle Traditionen viel schwieriger ist als in Holland oder in England und 
sicher einer Reihe von anderen Ländern. Ich meine, dass eine sanfte Gefährdung 
der deutschen Demokratie immer darin liegen wird, solange sie diese Inflexibilität hat, 
wo zu vieles sich festzurrt und nur schwer aufgelöst wird. Und das ist ja vielleicht das 
durchgängige Thema meiner Bemerkungen gewesen.  
 
Institutionen der Kontrolle – Kontrolle der Institutionen 
 
Mein Gespräch mit dem italienischen Journalisten Antonio Polito, das leider unter 
dem Titel „Die Krisen der Demokratie“ veröffentlicht worden ist - ich bin an sich 
gegen Krisengerede, wenn es nicht seinen wirklich guten Sinn hat - hat ein Thema 
aufgenommen, das uns alle beschäftigt und das wenigstens erwähnt werden muss, 
wenn man von Gesellschaft und Demokratie spricht. Ich nenne es die Auswanderung 
von Entscheidungen aus den Räumen, für die wir demokratische Institutionen haben. 
Das heißt also die Tatsache, dass eine ganze Fülle von für unser Leben wichtigen 
Entscheidungen eben nicht mehr da getroffen werden, wo wir ein gewähltes 
Parlament haben, wo wir die Institutionen der Kontrolle haben, die gelten, sondern 
entweder in weiter entfernten Räumen oder überhaupt in gar nicht so eindeutig 
bestimmbaren Räumen. Schon die europäischen Institutionen stellen hier 
unbeantwortbare Fragen, jedenfalls nach meiner Meinung unbeantwortbare Fragen. 
Sie sind scheinbar demokratisch, aber tatsächlich fehlt ihnen fast alles, was für 
demokratische Institutionen wichtig ist, einschließlich der Beschlussfassung über den 
eigenen Haushalt oder sogar über den eigenen Sitz des Parlaments in diesem Fall. 
Aber jenseits der europäischen Institutionen wird das alles noch sehr viel deutlicher. 
Wenn es um Entscheidungen der Welthandelsorganisation von zentraler Bedeutung 
für viele, viele Menschen in den entwickelten wie in den nicht oder noch nicht 
entwickelten Ländern geht, dann fehlen uns da die Institutionen. Aber noch 
schwieriger ist es mit Weltstimmungen, wie ich es einmal nennen will, die doch eine 
sehr praktische Wirkung haben. Das heißt das Verhalten von Unternehmen heute ist 
ja mindestens so sehr durch Stimmungen wie durch handfeste wirtschaftliche 
Notwendigkeiten geprägt. Es gab mal eine Zeit - vielleicht haben Sie, wenn sie in 
diesem Teil Deutschlands gelebt haben, das nicht so erlebt wie die Westdeutschen - 
in der der Slogan „Small is beautiful“ beliebt war. Ist noch gar nicht so lange her. 
Plötzlich leben wir in einer Zeit, in der ein Unternehmensvorstand zu seinem 
Aufsichtsrat und, mehr noch, zu seinen Vorstandskollegen sagen kann, wir haben 
jetzt 6% des Weltmarktes und das ist einfach nicht genug. Und dann geht es an den 
Einkauf von anderen Unternehmen, damit man 8% oder 9% oder 10% des 
Weltmarktes hat. Das hat niemand so allgemein entschieden. Da gibt es auch gar 
keine Einrichtung, die das entscheiden könnte und doch hat es Folgen für 
Hunderttausende von Menschen oft, jedenfalls für ihre Arbeitsplätze. Mir scheint, 



dass die größte Frage, die sich für die Demokratie in den kommenden Jahren und 
Jahrzehnten stellt, ist, wie wir die Prinzipien einer liberalen Ordnung anwenden 
können auf Räume, in denen parlamentarisch-demokratische Institutionen nicht 
funktionieren. Wie können wir also auch in diesen weiteren Räumen dafür sorgen, 
dass Veränderung ohne Gewalt möglich ist, wie können wir dafür sorgen, dass 
Entscheidungen ständig kontrolliert werden, und wie können wir dafür sorgen, dass 
die Interessen und Meinungen der Bürger eingegeben werden in diesen Prozess? Es 
ist nicht der Ort jetzt, dieses Thema weiter zu verfolgen, auch wenn manche von 
Ihnen das vielleicht gerne sehen würden. Wenn ich das täte, würde ich zwar ein paar 
Ideen vortragen können, aber die würden Sie unbefriedigt lassen. Es gibt nach 
meiner Meinung einstweilen keine befriedigende Antwort auf diese zentrale Frage.  
 
Demokratie und Wohlstand 
 
Ich möchte gern wenigstens eine ganz kurze Bemerkung zum Thema Demokratie 
und deutsche Einheit machen. Vieles von dem, was ich gesagt habe, ist aus der 
Erfahrung von jemandem gesagt, der, soweit er in Deutschland gelebt hat, seit 1946 
im westlichen Deutschland gelebt hat. Insbesondere das, was ich über die 
Währungsreform und Ludwig Erhard gesagt habe und über diese Phase der 
Selbsttätigkeit, die vielleicht irgendwo in der Erinnerung mancher noch vorhanden ist 
und auf die man sich wieder berufen kann, ist aus dieser Erfahrung gesagt. Und da 
ist in Westdeutschland etwas geschehen, was in Ostdeutschland, glaube ich, noch 
nicht geschehen ist und auch in den Ländern, die ich übrigens, wie ich gestehen 
muss, besser kenne, wie Polen, bisher nicht geschehen ist. Eine ganz wichtige 
Entwicklung. Das ist die Trennung im Bewusstsein der Menschen von Demokratie 
und Wirtschaftswachstum oder, wenn man es noch radikaler formulieren will, von 
Demokratie und Wohlstand. Man sagt ja manchmal, die Nazis seien auch darum 
groß geworden, manche sagen vor allem darum groß geworden, weil in der Zeit der 
großen Wirtschaftskrise die Arbeitslosigkeit ein ungeahntes Ausmaß angenommen 
hat und die Wirtschaft darniederlag. Da stellt man dann natürlich die Frage, warum 
sind die Nazis dann nicht in England an die Macht gekommen oder in Schweden 
oder in der Schweiz? In Schweden und in der Schweiz gab es extrem 
nationalistische Parteien, in Großbritannien gab es die Absplitterung der Labour 
Party und Unterführung von Oswald Mosley, die so genannten Schwarzhemden. 
Aber das waren bedeutungslose Randphänomene. Was ist der Unterschied 
zwischen den Ländern, in denen es beträchtliche Bewegungen faschistischer Art gab 
und anderen, in denen sie ein reines Randphänomen blieben? Einer der 
Unterschiede zumindest scheint mir, dass Menschen in ihrem Bewusstsein den 
Nutzen der Demokratie nicht darin sehen, dass es sie reich macht, sondern 
Demokratie und wirtschaftliche Möglichkeiten als zwei wünschenswerte Ziele 
betrachten. Das ist ein besonders kritisches Thema in Zeiten der Transformation. 
Und zwar ist es darum ein besonders kritisches Thema, weil die wirtschaftliche 
Transformation immer länger dauert als eine Parlamentsperiode und vielleicht sogar 
als zwei Parlamentsperioden. Und weil daher eine gewisse Neigung besteht bei 
Menschen, ungeduldig zu werden und nach drei, vier Jahren zu sagen, man sieht’s, 
die Demokratie funktioniert auch nicht, wir sind ja ärmer, als wir vorher waren. Ich 
habe das in Polen sehr deutlich beobachtet, denn alle diese Länder gehen ja durch 
ein langes Tal der Tränen, bevor es wirtschaftlich aufwärts geht, und habe da auch 
beobachtet, wie die Zweifel an der Demokratie kommen. Übrigens, die 
Währungsreform war 1948, die Bundesrepublik wurde 1949 gegründet, 1951/52 war 
Ludwig Erhard der unbeliebteste Mann im Lande. Und wenn es das gegeben hätte, 



aber das gab es damals auch nicht, dann hätte ein Misstrauensvotum gegen ihn aus 
seinem Amt entfernt. Erst in der Mitte der 50er Jahre, also nach sechs, sieben, acht 
Jahren änderte sich das wirtschaftliche Klima, und es entstand eine Zustimmung 
damit auch zur Demokratie.  
 
Emanzipation der Gesellschaft vom Staat 
 
In der Regel ist diese Transformationsperiode eine, in der dann große Zweifel an der 
Demokratie auftauchen. Ich glaube, dass das im westlichen Deutschland inzwischen 
ausgestanden ist. Ich glaube, dass im westlichen Deutschland die Menschen heute, 
wenn es einmal wirtschaftlich schlechter geht, nicht sagen, jetzt müssen wir die 
Demokratie abschaffen. Es ist auch der Fall, dass in manchen ostmitteleuropäischen 
Ländern dieses Tal der Tränen vielleicht durchschritten wird mit 
zusammengebissenen Zähnen, aber ohne den Versuch, demokratische Institutionen 
abzuschaffen, wenngleich es da immer wieder Parteien gibt, die in diese Richtung 
zielen. Dabei hat die Europäische Union, über die ich sonst viel Kritisches sage, 
geholfen mit den so genannten Kopenhagen-Kriterien, d.h. mit den Kriterien zur 
demokratischen Ordnung als Voraussetzung der Mitgliedschaft. Ich glaube, dass 
Spuren von dieser schwierigen Phase der Entwicklung auch im östlichen 
Deutschland vorhanden sind, also eine gewisse Neigung, die Demokratie dafür 
verantwortlich zu halten, dass es wirtschaftlich nicht bergauf geht. Ich bin aber 
zutiefst davon überzeugt, dass das theoretisch und praktisch ein Irrtum ist. Es ist 
nicht die Demokratie, die automatisch Wohlstand schafft und schon gar nicht ihre 
Abschaffung, sondern die beiden sind gleich nötig, und es ist zu hoffen, dass 
demokratische Institutionen die Voraussetzungen, die Regeln und die Bedingungen 
schaffen, in denen Wohlstand sich entwickeln kann. Aber wenn das länger dauert, 
als man erhofft hat und wenn es nicht alle unmittelbar betrifft, viele in der Tat 
unmittelbar gar nicht betrifft, darf das, wie ich meine, kein Grund sein, um 
demokratische Institutionen in Frage zu stellen. Die Emanzipation der Gesellschaft 
vom Staat, die ich mit dem Begriff der Bürgergesellschaft angedeutet habe, muss 
auch heißen, dass die staatliche Ordnung, wie sie eine demokratische Verfassung 
liefert, intakt bleibt, wenn die wirtschaftlichen Wünsche noch unbefriedigt sind oder 
über eine längere Zeit unbefriedigt bleiben. Das ist der eigentliche Erfolg einer 
Entwicklung, die die Demokratie in der Gesellschaft verankert. Eine Entwicklung, von 
der ich überzeugt bin, dass sie das ganze Deutschland kennzeichnen wird.  
 


